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Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen und Leistungen bei Freianlagen

§ 1 
Vertragsgrundlagen

1.

Bei Widerspruch im Vertrag gelten die Vertragsgrundlagen in der nachstehenden Reihenfolge:

a)
der schriftliche Bauvertrag nebst den individuellen Vereinbarungen nach dem Protokoll zum Vergabegespräch

b)
die Leistungsbeschreibung

c)
Ausführungs- und Detailzeichnungen, die der Leistungsbeschreibung widersprechen, treten an die Stelle der Leistungsbeschreibung, wenn sie vom Bauherrn ausdrücklich abgezeichnet sind.

d)
die besonderen Vertragsbedingungen

f)
etwaige zusätzliche technische Vertragsbedingungen

g)
die allgemeinen technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen

h)
die vorliegenden Allgemeinen Vertragsbedingungen für Bauleistungen und Leistungen für Freianlagen

i)
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil B - DIN 1961 in der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gültigen Fassung.

2.

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers sind nicht Vertragsgegenstand, auch nicht soweit im Angebot eine Bezugnahme erfolgt.

3.

Angebote sind verbindlich. Soweit in der Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes nichts anderes enthalten ist, dauert die Bindung an das Angebot 6 Wochen. Eine Verlängerung der Angebotsfrist bedarf der schriftlichen Vereinbarung.

4.

Leistungsübernahmen (§ 2 Abs. 4 VOB/B), Nachtragsleistungen (§ 2 Abs. 5 und § 2 Abs. 6 VOB/B) sollen zwischen den Vertragsparteien schriftlich vereinbart werden. Ist eine schriftliche Vereinbarung nicht getroffen, trägt der Vertragspartner, der sich auf die vergütungsändernde Vereinbarung beruft, die Beweislast.

5.

Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung bzw. Aufhebung dieser Schriftformklausel.

§ 2 
Vergütung

1.

Die Vertragspreise sind Festpreise und bleiben für die Vertragsfristen unverändert ohne Rücksicht auf Lohnerhöhungen und Materialpreissteigerungen. Eine im üblichen Bauablauf eintretende Bauzeitverlängerung von nicht mehr als einem Zehntel der Bauzeit begründet ebenfalls keine Preisänderung. Eine Preisanpassung ist ausgeschlossen, soweit eine verlängerte Bauzeit vom Auftragnehmer zu vertreten ist.

2.

Bepreiste aber noch nicht vergebene Bedarfspositionen sind bei nachträglicher Vergabe innerhalb der Bauzeit vom Auftragnehmer zu den Angebotspreisen zu erbringen, sofern dieser nicht nachweist, daß er durch die spätere Auftragsvergabe wesentlich höhere Materialbeschaffungskosten aufwenden musste. Wesentlich sind Preiserhöhungen von mehr als 10 %.

3.

Bei Nachtragsleistungen nach § 2 Abs. 5 - 7 u. 8 Nr. 2 VOB/B hat der Auftragnehmer die Preise nach den Grundlagen der Preisermittlung für die vertragliche Leistung zu ermitteln. Ist eine Anlehnung an die vertragliche Leistung nicht möglich, gilt die übliche Vergütung. Auf Verlangen hat der Auftragnehmer die Kalkulation für die Nachtragsleistungen und die vertragliche Leistung vorzulegen und Auskunft zu erteilen.

4.

Nebenleistungen, wie sie durch die DIN-Normen bzw. entsprechende technische Regelungswerke definiert sind, sind vom Auftragnehmer in die Vertragspreise zu kalkulieren. Baunebenkosten werden vorn Auftragnehmer anteilig entsprechend den tatsächlich festgestellten Kosten getragen.

Statt der Verteilung dieser Kosten auf Nachweis kann im Leistungsverzeichnis bzw. im Protokoll zum Vergabegespräch auch ein fester Anteil in Promille- oder Prozentsätzen der Abrechnungssumme des Auftragnehmers vereinbart werden.

Zu den Baunebenkosten zählen, wenn der Auftragnehmer diese mitverursacht,

-
Baustrom, Bauwasser nebst Kosten der Installation und der technischen Unterhaltung der Anlagen

-
Bauschild

-
Aufzugsbenutzung

-
Baukranbenutzung

-
Baubewachung

-
bauseits gestellte Gerüste

-
Heizung während der Bauzeit

-
Sanitäreinrichtungen

-
Telefongebühren

-
Unterkunftsgestellung

- 
Kostenanteil für gemäß Vertrag vereinbarte sonstige Umlagen.

5.

Im Vertrag vereinbarte Skontoregelung gilt auch für Nachtragsvergütungen.

6.

Zur Erteilung von Nachtragsaufträgen, Änderungsleistungen und Zusatzleistungen sowie Stundenlohnarbeiten ist grundsätzlich nur der Auftraggeber berechtigt. Architekten, Bauleiter, Projektsteuerer und sonstige Vertreter des Auftraggebers sind nicht berechtigt, derartige Aufträge zu erteilen, es sei denn, sie verfügen über eine besondere Vollmacht, die sie zu rechtsgeschäftlichen Erklärungen ermächtigt.

§ 3 
Ausführungsunterlagen

1.

Ausführungspläne und -unterlagen sind nur verbindlich, wenn sie den Freigabevermerk des Auftraggebers oder des Architekten tragen. Bei Widersprüchen gegen den Inhalt der Leistungsbeschreibung ist der Auftragnehmer verpflichtet, dem Auftraggeber unverzüglich den Widerspruch zwecks Entscheidung mitzuteilen.

2.

Durch falsche oder verspätete Bauangaben für andere Gewerke entstehende Mehrkosten hat der Auftragnehmer zu tragen.

3.

Pläne, die der Auftragnehmer zu liefern hat, sind rechtzeitig für die notwendige Baukoordination zur Verfügung zu stellen. Für solche Planungsleistungen haftet der Auftragnehmer.

4.

Vom Auftragnehmer beizubringende Pläne, Revisionspläne sowie schriftliche und mündliche Bedienungsanleitungen für technische Anlagen und Installationen sind vom Auftragnehmer bei Abnahme in Form von Mutterpausen und Schwarzpausen unentgeltlich zu liefern, sofern in der Leistungsbeschreibung nichts anderes vereinbart ist.

5.

Veröffentlichungen über die Bauleistungen bzw. Pläne sind nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers zulässig.

§ 4 
Ausführung

1.

Der Auftragnehmer hat für seine Leistung alle Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, insbesondere die Verkehrssicherheitspflichten zu beachten, um Personen- und Sachschaden abzuwenden. Er hat vor und nach der Arbeit sowie in den Arbeitspausen für alle Schadensverhütungsmaßnahmen Sorge zu tragen, die im Zusammenhang mit seiner Leistung erforderlich sind. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber ausdrücklich frei von Schadensersatzansprüchen, die im Zusammenhang mit seiner Leistung oder Lieferung gestellt werden oder auf ein Verschulden des Auftragnehmers bzw. seiner Erfüllungsgehilfen zurückzuführen sind, sofern nicht eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Verursachung des Auftraggebers vorliegt. Den Auftraggeber treffen im Verhältnis zum Auftragnehmer keine eigenen Sicherungspflichten.

2.

Für Gerüste mit mehr als 5 m Höhe hat der Auftragnehmer vor der Ausführung einen Standsicherheitsnachweis vorzulegen. Der Auftraggeber kann die Prüfung des Standsicherheitsnachweises sowie je nach Schwierigkeitsgrad die Überwachung und Abnahme durch einen Sachverständigen anordnen.

3.

Der Auftragnehmer hat Leitungen im Erdreich und in Bauteilen festzustellen und zu schützen, bevor Arbeiten vorgenommen werden.

4.

Der Auftragnehmer hat seine ausgeführten Leistungen vor Winterschäden und Grundwasser zu schützen, Schnee und Eis zu beseitigen. Hierfür steht ihm keine Vergütung zu. Im übrigen gilt § 4 Abs. 5 VOB/B.

5.

Ein Polier oder Vorarbeiter, bei Bedarf ein Baustelleningenieur, der fachlich und persönlich geeignet und mit den Unfallverhütungsvorschriften vertraut ist, muß während der Arbeitszeit anwesend sein. Er darf nur in Abstimmung mit dem Auftraggeber oder Architekten und gegen eine Ersatzperson abgezogen werden. Bei nicht fachlicher und persönlicher Eignung kann der Auftraggeber oder Architekt eine geeignete Ersatzperson fordern. Soweit die ausgeschriebene Leistung es erfordert, hat der Auftragnehmer einen Fachbauleiter nach der Landesbauordnung einzusetzen.

6.

Übliche Muster und Proben sind dem Auftraggeber bzw. dem Architekten rechtzeitig vor Ausführung zur Zustimmung unentgeltlich vorzulegen. Ebenso ist ggf. eine Probemontage vorzunehmen.

7.

Der Auftragnehmer darf nur solche Baustoffe und -verfahren anwenden, die nach den geltenden DIN-Normen und den allgemein anerkannten Regeln der Technik zugelassen sind. Baustoffe und -verfahren, deren Verwendung lediglich durch einen öffentlich-rechtlichen Zulassungsbescheid erlaubt ist, bedürfen für Verwendung und Einbau der ausdrücklichen vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Der Architekt bzw. Bauleiter und Fachingenieure sind für derartige Erklärungen nicht befugt.

8.

Die Erbringung von Leistungen durch Nachunternehmer bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Ein Verstoß gegen diese Vertragsbestimmungen berechtigt den Auftraggeber, ohne vorherige Fristsetzung den Auftrag nach Maßgabe des § 8 Abs. 3 VOB/B zu entziehen.

9.

Gesellschafter von Arbeitsgemeinschaften haften dem Auftraggeber gesamtschuldnerisch. Bei Arbeitsgemeinschaften ist die federführende Firma für den technischen und kaufmännischen Bereich zu benennen. Der Vertrag der Arbeitsgemeinschaft ist dem Auftraggeber auf Verlangen vorzuzeigen.

§ 5 
Ausführungsfristen

Ausführungsfristen werden im Vertrag bzw. im Protokoll zum Vergabegespräch vereinbart.

Beginnt der Auftragnehmer nicht in der vereinbarten Frist mit der Ausführung der Leistungen oder kommt er im Falle des § 5 Abs. 2 S. 2 VOB/B der Aufforderung nicht nach, so wird die Nachfrist gem. § 5 Abs. 4 VOB/B mit 6 Werktagen bemessen.

§ 6 
Behinderung und Unterbrechung der Ausführung

Ist nach der Bauzeitkalkulation die Winterzeit Bauzeit, so hat der Auftragnehmer eine Winterbaumaßnahme zu kalkulieren. Schlechtwettertage sind insoweit nur zu berücksichtigen, wenn solche extremen Witterungsverhältnisse vorherrschen, die auch gewerksbezogen eine Leistungserbringung nicht mehr zulassen. Dies orientiert sich an den diesbezüglichen Verarbeitungsbestimmungen der DIN-Normen bzw. entsprechender Regelungswerke.

§ 7 
Verteilung der Gefahr

Es gilt § 7 VOB/B. Versicherbare Schäden sind durch die vertraglich vereinbarte Bauleistungsversicherung gedeckt.

§ 8 
Abnahme

Die Abnahme hat durch den Auftraggeber zu erfolgen. Die Abnahme durch den Architekten bedarf einer besonderen Vollmacht. Die Abname ist regelmäßig als förmliche Abnahme auszugestalten. Das diesbezügliche Verlangen ist rechtzeitig vor Fertigstellung durch die dies beantragende Vertragspartei schriftlich zu stellen. Dies gilt auch für Teilabnahmen.

Die Abnahme ist binnen 18 Werktagen nach Fertigstellung der Gesamtleistung vorzunehmen, soweit nichts anderes vereinbart wird.

Erfolgt aus Schadensminderungsgesichtspunkten eine Nutzung oder Teilnutzung der Leistung vor Abnahmereife, wird durch eine solche Inbenutzungnahme die Abnahme nicht fingiert.

§ 9 
Abrechnung

Rechnungen sind mindestens in dreifacher Ausfertigung dem Auftraggeber, auf dessen Weisung dem Architekten bzw. Fachprojektanten, vorzulegen.

§ 10 
Stundenlohnarbeiten

Werden Stundenlohnarbeiten beauftragt, so sind die Stundenlöhne für die vorgesehenen Arbeitskräfte vorher der Höhe nach zu vereinbaren. Der Auftraggeber hat die von ihm bescheinigten Stundenlohnzettel spätestens innerhalb von 12 Werktagen nach Zugang zurückzuführen.

Zuschläge für Überstunden werden nur gezahlt, wenn solche verlangt und nicht durch drohende Fristüberschreitung erforderlich wurden.

Zeigt sich bei der Schlußrechnungsprüfung, daß beauftragte Stundenlohnarbeiten bereits in der Leistungsvergütung enthalten sind, so ist der Auftraggeber zur nachträglichen Korrektur berechtigt.

§ 11 
Adressat

Adressat für den Schriftverkehr von Bedenken jeder Art, Vergütungsankündigungen, Behinderungsanzeigen, Bauzeitverlängerungsanzeigen, Mahnungen ist ausschließlich der Auftraggeber. Es gilt dazu die im Bauvertrag aufgeführte Anschrift und Bezeichnung des Auftraggebers.

Eine Mehrfertigung solcher Schreiben ist vom Auftragnehmer dem Architekten zur Kenntnis zu übersenden.

§ 12 
Zahlungen

Der Auftragnehmer kann sich bei der Rückforderung aus Überzahlungen nicht auf einen etwaigen Wegfall der Bereicherung (§ 818 Abs. 3 BGB) berufen. Der überzahlte Betrag ist mit 5 % zu verzinsen.

§ 13 
Skonto

1.

Ist Skonto vereinbart, handelt es sich um Vorzielzahlungsskonto. Danach gewährt der Auftragnehmer auf die vereinbarte Vergütung gemäß Bauvertrag Skonto, sofern vertragsgemäß gestellte Rechnungen innerhalb der jeweils geltenden Skontierungsfristen entsprechend den vereinbarten Zahlungsbedingungen bezahlt werden.

2.

Die Skontierungsfristen beginnen mit Zugang der prüfbaren Abschlagsrechnungen bzw. der prüfbaren Schlußrechnung. Ist eine mit der Rechnungsprüfung beauftragte Stelle benannt, gilt das Zugangsdatum bei Eingang der mit der Rechnungsprüfung beauftragten Stelle.

3.

Fehlt es der zugegangenen Rechnung an sonstigen Fälligkeitsvoraussetzungen (z.B. Prüfungsfähigkeit nach § 14 VOB/B, fehlende Abnahme nach § 12 VOB/B) oder werden berechtigt Zurückbehaltungsrechte geltend gemacht, beginnt die Skontierungsfrist mit dem Eintritt des Fälligkeitszeitpunktes bzw. dem Wegfall des Leistungsverweigerungsrechtes.

§ 14 
Sonstiges, Gerichtsstand

1.

Werbung und einzelne Bauschilder des Auftragnehmers sind nicht zulässig. Der Auftraggeber erstellt ein Bauschild, auf welchem der Auftragnehmer erwähnt ist. Dies gilt nicht für untergeordnete Gewerke.

2.

Forderungen des Auftragnehmers an den Auftraggeber dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers an Dritte abgegeben oder verpfändet werden.

3.

Erfüllungsort für die Verpflichtungen des Auftragnehmers aus diesem Vertrag sowie Gerichtsstand für Streitigkeiten darüber ist der Ort des Bauvorhabens. Für die Verpflichtungen des Auftraggebers ist Erfüllungsort und Gerichtsstand, soweit eine derartige Vereinbarung zulässigerweise getroffen werden kann, der Ort des Bauvorhabens.
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